
Im Schnitt liegt die Wahlbeteiligung
bei Bundestagswahlen seit 1990 etwa
8 % niedriger als 1949-1987, verzeichnet
aber keinen Abwärtstrend. Anders bei den
Landtagswahlen. Seit der Vereinigung ist
die Wahlbeteiligung im Durchschnitt aller
Bundesländer um 13 % gesunken. Bei den
Europawahlen sind es sogar 17 %. Gleich-
wohl verfügt Deutschland im interna-
tionalen Vergleich über eine überdurch-
schnittliche Wahlbeteiligung.

Die Wahlbeteiligung ist als ein Quali-
tätsausweis der Demokratie umstritten. Ei-
nerseits zeigen Ergebnisse der Comparative
Study of Electoral Systems, eines Projekts
vergleichender Wahlforschung in mehr als
40 Ländern, dass die Wahlbeteiligung umso
höher liegt, je differenzierter das politische
Angebot, je knapper der Wahlausgang und
je effektiver die Regierung eingeschätzt
wird. Andererseits verweisen vornehmlich
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Wahlen sind in der Demokratie das zent-
rale Instrument, das demokratisches Re-
gieren ermöglicht. Sie sind dann demokra-
tisch bedeutungsvoll, wenn sie frei und
gleich sind und eine Rückbindung der Par-
lamente und Regierungen an den Volks-
willen bewirken. Der Grundsatz der freien
Wahl impliziert, dass es Auswahlmöglich-
keiten gibt, also inhaltlich unterschied-
liche politische Angebote um Wähler-
stimmen konkurrieren. Gleiche Wahl im-
pliziert, dass alle Bürger die gleiche Chan-
ce auf Beteiligung und den gleichen Ein-
fluss auf das Wahlergebnis haben. Die
Rückbindung an den Volkswillen erfolgt
dabei durch das Mandat der Wähler an die
politischen Parteien, die entscheiden, wer
kandidiert, und die die Bindung der ge-
wählten Repräsentanten an die Program-
matik und die Versprechen im Wahlkampf
garantieren sollen.

Funktionieren Wahlen wirklich so, ha-
ben sie die erwarteten Wirkungen? Haben
nicht doch die Kritiker recht? Die Demo-
kratie habe längst ihre Wirkkraft und Dy-
namik verloren und befinde sich in einem
kontinuierlichen Abstieg. Die Wahlbetei-
ligung gehe zurück, die Parteien verlören
an Mitgliedern, die »politische Klasse«
kapsele sich ab in ihren Privilegien; die
Regierung beuge sich mächtigen ökono-
mischen Interessen und anonymen Märk-
ten. Populisten, Post-Marxisten und Neo-
liberale sind sich da nur allzu häufig einig:
Die Regierung repräsentiere nicht den
Willen des Volkes und sei in den Zeiten
der Globalisierung auch gar nicht mehr in
der Lage zu regieren. Was ist also dran an
diesen populären Anschauungen? 
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angelsächsische Demokratietheoretiker auf
eine gefährliche Überhitzung der Demo-
kratie, wenn die Wahlbeteiligung zu sehr
ansteigt und Wahlen damit zu »kritischen
Wahlen« werden.

Niedrige Wahlbeteiligung drücke des-
halb weniger Enttäuschung als Zufrieden-
heit mit den politischen Verhältnissen aus.
Tatsächlich gibt es kein gutes theoretisches
Argument, die optimale Wahlbeteiligung
bei 60, 70, 80 % oder darüber zu verorten.
Und – käme irgendjemand tatsächlich auf
die Idee, Malta oder Zypern seien bessere
Demokratien als die Schweiz, Finnland,
Frankreich oder Großbritannien, nur weil
diese in den letzten Jahren etwa 30 % mehr
Wahlbeteiligung als jene aufweisen? 

Die Dynamik zählt

Es ist wohl mehr die Veränderung als das
Niveau der Wahlbeteiligung, die etwas über
den Zustand einer Demokratie aussagt.
Heute entscheiden eher die Zugehörigkeit
zu einer sozialen Klasse, zu ethnischen und
religiösen Minderheiten, das Geschlecht
oder das Bildungsniveau darüber, ob die
Bürger wählen gehen. Die Qualität der
Demokratie ist tangiert, und es liegt der
Verdacht nahe, dass das Wahlsystem oder
die ungleichen Bildungschancen das de-
mokratische Kernprinzip der politischen
Gleichheit aushöhlen. Ein Forschungs-
projekt des Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung mit der Universität
Zürich, das die Demokratiequalität der 30
OECD-Staaten seit 1990 misst, signalisiert
aber auch hier für Deutschland im interna-
tionalen Vergleich Entwarnung.

Zwischen 1990 und 2007 haben die
Parteien knapp eine Million,also etwa 40 %
ihrer Mitglieder verloren. Ein Niedergang
der Demokratie? Aber auch dies ist kein
deutscher Sonderweg. Andere westliche
Demokratien sind von einer ähnlichen
Erosion der Mitgliedschaften in Parteien,
Verbänden und Vereinen betroffen. »Bow-

ling alone« hat der Harvard-Politologe
Robert Putnam diesen kollektiven Bin-
dungsverlust der Bürger in den individua-
lisierten Gesellschaften des postindustriel-
len Zeitalters genannt.

Zudem ist es demokratietheoretisch
keineswegs klar, ob starke Mitgliederpar-
teien schlanken Wählerparteien vorzuzie-
hen sind. Solange es den Parteien gelingt,
das ihnen von den Wählern aufgegebe-
ne Mandat zu erfüllen, kommt es nicht
auf Mitgliedszahlen an. Auch und gerade
große Mitgliedsparteien können sich zwi-
schen die Wähler und Repräsentanten
schieben und den Wählerwillen verzerren.
Dann bestimmen nicht mehr der Souve-
rän, sondern aktive Parteimitglieder oder
bezahlte Parteifunktionäre den politischen
Kurs. Der deutsche Parteiensoziologe Ro-
bert Michels hat dies schon vor 100 Jahren
auf die prägnante Formel gebracht: »Wer
Organisation sagt, sagt Tendenz zur Oli-
garchie.«

Andererseits bieten Parteien die Chan-
ce auf politische Beteiligung an der Wil-
lensbildung. Aus dieser Perspektive sind
Mitgliederverluste nicht unbedingt ein po-
sitives Zeichen. Insbesondere junge Bürge-
rinnen und Bürger betrachten die politi-
schen Parteien als anachronistische, er-
starrte Organisationen, die eine aktive poli-
tische Einmischung kaum ermöglichen. Sie
ziehen das Engagement bei Amnesty Inter-
national, Human Rights Watch, Umweltver-
bänden oder Bürgerinitiativen vor. Das mag
schlecht für die Parteien sein, aber nicht
notwendigerweise für die Demokratie.

Problematisch bleibt dennoch, dass die
Bürger europaweit den Parteien und Par-
lamenten seit Jahrzehnten die schlechtesten
Noten von allen Organisationen und Insti-
tutionen der Demokratie geben. Dieses
Misstrauen ist im Übrigen außerhalb Euro-
pas in Asien, Lateinamerika oder Afrika
systematisch zu beobachten.Aber auch hier
könnte man einwenden: Misstrauen gegen-
über den Repräsentanten und Regierenden
gehöre zu jenen unverzichtbaren Kontroll-
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mechanismen, welche die Demokratie von
Diktaturen unterscheidet.

Deutschland wählt. Kann sich der Wäh-
ler sicher sein, dass seine Stimme und das
Wahlergebnis Einfluss auf die kommende
Politik und die Regierungsbildung haben?
Dass die Wähler schon lange nicht mehr un-
hinterfragt traditionellen Loyalitäten beim
Wahlakt folgen, zeigt sich am ständig wach-
senden Anteil an Wechselwählern. Seit 1987
steigt er bei Bundestagswahlen kontinuier-
lich an – von ca. 15 auf ca. 35 % bei den Wah-
len 2005. Aus der Perspektive der Parteien
bedeutet dies ein hohes Maß an Unsicher-
heit. Die Wahlentscheidung wird augen-
scheinlich immer stärker von der wahr-
genommenen Leistung und dem Erschei-
nungsbild einer Partei abhängig gemacht.
Demokratietheoretisch bedeutet diese rela-
tive Unabhängigkeit der Wahlentscheidung
von traditionalen Loyalitäten etwas Posi-
tives: Die Wähler belohnen und bestrafen,
senden also deutliche inhaltliche Signale.

Die verstärkte Flexibilität der Wähler
hat aber weitere Folgen. Das Parteien-
system der Bundesrepublik ist heute diffe-
renzierter als vor der Vereinigung. Mit dem
Erfolg der Partei Die Linke auch im Westen
der Republik sind Mehrheiten nicht mehr
so eindeutig wie zuvor. Regierungsbildun-
gen können im Bund wie in den Ländern
schwieriger werden.Welche Konsequenzen
Wähler- und Parteiensystemwandel für die
Zukunft der Bundesrepublik haben, ist un-
gewiss.

Sicher hingegen ist, dass sich die Par-
teien 2009 wie in den meisten Jahren im
Dauerwahlkampf befinden. In Deutsch-
land sind die Wahltermine dichter gesät als
in den meisten Demokratien. Politik und
Regierung befinden sich unter demoskopi-
scher Dauerbeobachtung. Was bedeutet
aber die Kaskade von Wahlen für die De-
mokratie und ihre Fähigkeit, die drängen-
den Probleme in Wirtschaft und Gesell-
schaft zu lösen? Hier ist Skepsis geboten.
Die häufigen Wahlen verkürzen die Ge-
staltungshorizonte in Deutschland noch
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über das Maß hinaus, die normale Legisla-
turperioden den Regierungen auferlegen.
Reformen, die erst in weiterer Zukunft ihre
Früchte tragen, sind für Politiker, die wie-
der gewählt werden wollen, auf dem Wäh-
lermarkt irrational. Das Interesse an der
Maximierung von Stimmen und der
Durchsetzung einer bestimmten Politik
kollidieren unter solchen Bedingungen.
Rationales Parteieninteresse am Machtge-
winn fällt hier keineswegs mit dem Ge-
samtinteresse des Landes zusammen.

Der langwierige Umbau unseres Bis-
marckschen Sozialversicherungsstaates in
einen modernen vorsorgenden Sozialstaat
ist da kaum zu erwarten. In solchen Situa-
tionen ist politische Führung gefragt. Die-
se muss über das parteiliche Interesse und
die nächsten Landtagswahlen hinausge-
hen. Dass dies möglich ist, hat gerade Ger-
hard Schröder, der wohl zu Unrecht als
Dauerwahlkämpfer verdächtigt wurde, in
seiner zweiten Amtsperiode bestätigt. Die
Durchsetzung von Reformen auf dem Ar-
beitsmarkt im Zuge der Hartz-Gesetze hat
ihm nicht nur den Unwillen der eigenen
Partei eingebracht, sondern die SPD eine
Landtagswahl nach der anderen verlieren
lassen. Dennoch hielt der damalige Kanz-
ler diesen Kurs, obwohl er kurzfristig den
Parteiinteressen widersprach. Dem Land
und seinen Arbeitsmärkten hat es genutzt,
wie heute kaum ein ernst zu nehmender
Ökonom bestreiten würde.

In Deutschland hat wie in den meisten
westlichen Demokratien die Bindungswir-
kung der Politik nachgelassen. Aber die
zentralen demokratischen Qualitäten sind
gewährleistet. Aber alte Loyalitäten zählen
wenig, die wahrgenommene Leistungsfähig-
keit von Parteien und Regierungen viel. Ho-
he Wechselwähleranteile und ein differen-
ziertes Parteienangebot machen Wahlaus-
gänge und Regierungsbildung unsicherer.
Das wird auch im Wahljahr 2009 so bleiben.
Am Ende haben die Wähler das Wort. Sie
werden die Wahl treffen, an der sich Par-
teien und Politiker zu orientieren haben.


